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Ägypten ist mit seinen rund 90 Millionen Einwohner_innen 
das bevölkerungsreichste Land des arabischen Raums und 
schon immer tonangebend für die politischen Geschehnisse der 
Region. Der ägyptische Suezkanal verbindet das Mittelmeer 
mit dem Roten Meer, wodurch er den Handels- und Kriegs-
schiffen zwischen dem Atlantik und dem Indischen Ozean den 
9000 km längeren Weg um Afrika erspart. Der schmale Kanal 
ist ein wichtiges Nadelöhr der Weltwirtschaft und der Kriegs-
logistik, durch das rund 10 Prozent des Welthandels gehen. 
Die Revolution 2011 auf dem Tahrir Platz spielte eine zentrale 
Rolle im Arabischen Frühling und weckte Ängste der großen 
Wirtschaftsnationen und der Golfmonarchien vor einer mög-
lichen Demokratie in einem Staat, der die eigenen Interessen 
gefährden und die Geopolitik der Region auf den Kopf stel-
len kann. Die internationalen Abhängigkeiten von Importen 
und milliardenschweren Finanzhilfen der strauchelnden Wirt-
schaft Ägyptens ermöglichen es u.a. den USA, den Golfstaa-
ten und der EU, weiterhin Einfluss auf die Geschehnisse im 
Land auszuüben. Innenpolitisch verliert die Regierung zuse-
hends an Zustimmung und hält sich durch die systematische 
Gewaltanwendung der Sicherheitskräfte an der Macht. Daher 
legitimiert, stärkt und unterstützt jede Polizei- oder Militärzu-
sammenarbeit die Militärdiktatur – eine Zusammenarbeit, die 
die Bundesregierung ausweiten will.

Erst vor fünf Jahren trieb die Hoffnung auf soziale Gerech-
tigkeit, Brot und Freiheit Millionen Menschen auf die Straßen 
Ägyptens. Bundeskanzlerin Angela Merkel bezeichnete den 
Sturz des damaligen Langzeitpräsidenten Hosni Mubarak als 
historischen Wandel und wünschte den Menschen ein Leben 
ohne Korruption, Zensur, Verhaftung und Folter. Der ehema-
lige Entwicklungsminister Dirk Niebel kündigte finanzielle 
Hilfe für den Demokratisierungsprozess an – die deutschen 
politischen Stiftungen erhielten Sonderfonds in Höhe von drei 
Millionen Euro und das Entwicklungsministerium stellte acht 
Millionen Euro zur beruflichen Ausbildung junger Ägypter_
innen bereit.1 Auch der zu diesem Zeitpunkt amtierende Staats-
minister im Auswärtigen Amt, Werner Hoyer, sprach von einer 
möglichen Hilfe bei der Erstellung einer neuen Verfassung und 
dem Aufbau eines demokratischen Parteiensystems.2 Noch 
2013 beschlossen die Mitgliedsstaaten auf dem G8 Gipfel 
den einsetzenden Demokratisierungsprozess in Tunesien und 
Ägypten mit 20 Milliarden Dollar zu unterstützen.3

Doch der erste demokratisch gewählte Präsident Ägyptens 
wurde durch einen Militärputsch aus dem Amt gejagt und im 
Jahr 2015 wegen Verschwörung zu einem Gefängnisausbruch 
während der Aufstände zum Tode verurteilt.4 Unterstützung 
erhielt der hinter dem Putsch stehende General Abdel Fatah 
Al Sisi von verschiedenen Staaten der EU, den USA und den 
wohlhabenden Golfstaaten Saudi-Arabien und den Vereinigten 
Arabischen Emiraten. Noch bevor er Präsident wurde, ließ Sisi 
tausende Anhänger_innen des gestürzten Mohammed Mursi 
festnehmen und zwischen Januar 2014 und November 2015 
befanden sich zahlreiche seiner Anhänger_innen unter den 
mehr als 588 in Massenprozessen zu Tode verurteilten Men-

schen, auch wenn längst nicht 
alle Urteile ausgeführt wurden.5 
Doch die Nachricht war klar: 
Opposition zum Regime wird 
nicht toleriert. Die schrittweise 
Ausweitung der Repression 
gegen Andersdenkende auf Jour-
nalist_innen, regimekritische 
Aktivist_innen, Menschenrecht-

ler_innen, Feminist_innen, streikende Arbeiter_innen und 
Anwält_innen ließ nicht lange auf sich warten.

Vom Bekenntnis der westlichen Regierungen zur erblühen-
den Demokratie in Ägypten ist nicht mehr viel zu hören. Die 
Bundesregierung erklärte Sisi trotz der katastrophalen Men-
schenrechtslage zum Partner im Kampf gegen den Terror 
und die illegalisierte Migration und fördert einen seit Jahren 
voranschreitenden Prozess, der die erkämpften Freiheiten der 
Zivilbevölkerung Schritt für Schritt beerdigt, die staatliche 
Repression noch nie gesehene Dimensionen annehmen lässt, 
dem Neoliberalismus den Weg frei hält und den Militärapparat 
stärkt. Nichtsdestotrotz stellen sich bis heute kritische Stim-
men in Ägypten diesem Prozess entgegen und bitten um inter-
nationale Solidarität.

Deutschlands Partner im Kampf gegen den 
Terror…

Bundesinnenminister Thomas de Maizière erklärte Ägyp-
ten bei seinem Regierungsbesuch in Kairo im März 2016 zu 
„einem unverzichtbaren Verbündeten im Kampf gegen den 
Terrorismus“.6 Im Rahmen dieses Besuches leitete er gemein-
sam mit Sisi ein bilaterales Sicherheitsabkommen in die Wege, 
in dem beide Staaten gemeinsam Terror, „illegale“ Migration 
und organisierte Kriminalität bekämpfen und die Luftsicherheit 
erhöhen wollen. Noch ist die genaue Gestaltung der zukünfti-
gen Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus unklar, 
da die Aushandlung des Abkommens noch nicht abgeschlossen 
ist. Der Aushandlungsprozess signalisiert jedoch unzweifel-
haft Rückendeckung für den repressiven Kurs der ägyptischen 
Militärdiktatur.

Diese versteht unter Bekämpfung des islamistischen Terroris-
mus in Ägypten vor allem die Unterdrückung des wichtigsten 
innenpolitischen Konkurrenten: der Muslimbruderschaft, die 
den ersten demokratisch gewählten Präsidenten der Republik 
stellte. Im Dezember 2013 stufte die Übergangsregierung sie 
als Terrororganisation ein und kriminalisierte somit deren poli-
tische Aktivitäten, Finanzierungsstrukturen und Mitglieder.7 
Der Anlass zu dieser Maßnahme war ein Sprengstoffanschlag 
auf eine Polizeizentrale der Stadt Mansura im Nil-Delta, zu 
dem sich jedoch die Gruppe Ansar Beit al Maqdis bekannte. 
Gegen diese Gruppe, welche sich mittlerweile offiziell dem 
IS zuordnet, führen die ägyptischen Sicherheitskräfte auf dem 
Sinai einen handfesten Krieg, Luftschläge mit zivilen Opfern 
eingeschlossen.

Die Beziehung des Militärs sowie der Regierung zu den 
Bewohner_innen der Halbinsel ist seit Jahrzehnten durch 
staatliche Vernachlässigung geprägt, in der die Wurzeln des 
heutigen Konflikts liegen. In Folge des staatlich angeordne-
ten Massakers an 800 Moslembruderschaftsanhänger_innen 
auf dem Rabaa-Platz in Kairo am 14. August 2013 nahm der 
Diskurs unterschiedlicher Gruppierungen auf dem Sinai einen 
zunehmend religiösen Ton an. Nachdem zunächst Unbekannte 
wiederholt die Gaspipeline von Sinai nach Israel sabotierten 
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und sich infolgedessen das erste Mal als Ansar Beit Maqdis8 
(ABM) vorstellten, setze eine Gewaltspirale zwischen den 
Sicherheitskräften und Gruppen wie der ABM ein, die bis 
heute anhält und die örtliche Bevölkerung in Mitleidenschaft 
zieht.9 Allein im Jahr 2015 starben mehr als 2.100 Menschen 
im Nordsinai – nach Angaben des ägyptischen Militärs seien 
1.800 davon „Terroristen“ gewesen, 150 Zivilist_innen und 
180 Militär- und Polizeiangehörige. In den ersten Monaten des 
Jahres 2016 lag die Zahl der Getöteten bereits bei 230 „Mili-
tanten“.10

Bewohner_innen der an Gaza angrenzenden Orten Sheikh 
Zuwayd und Rafah baten bereits im Jahr 2014 den Inlands-
geheimdienst um die Entsendung moderater Imame in ihre 
Region, da die örtliche Jugend durch die schlechte Bildungsin-
frastruktur, durch die Zerstörung und Umwandlung von Schu-
len in Militärcamps kaum die Möglichkeit hat, noch andere 
Ansichten als die der religiös-fanatischen Gruppen zu hören. 
Doch die Regierung lehnte dies ab und versucht nicht durch 
Gespräche, Bildung, soziale Einbindung und wirtschaftlicher 
Teilhabe die Wurzeln des hausgemachten Konflikts zu behe-
ben, sondern treibt mit ihren militärischen Angriffen weitere 
Jugendliche in die Arme fundamentalistischer Gruppen.11

Weitere Anti-Terrormaßnahmen des ägyptischen Militärs12 
umfassen die Flutung der Tunnel zum angrenzenden Gazastrei-
fen mit Meereswasser, welche eine Versalzung des Grundwas-
sers im Gebiet zur Folge hat.13 Im Zeitraum von Juli 2013 bis 
August 2015 wurden zudem mehr als 3.255 an Gaza angren-
zende Gebäude in der ägyptischen Stadt Rafah demoliert und 
tausende Familien vertrieben. Es entstand die so genannte 
Pufferzone, welche sich einer Breite von 1,5 km entlang der 
Grenze zu Gaza erstreckt. Die aus ihren Häusern vertriebenen 
Bewohner_innen erhielten keine Entschädigung für den Ver-
lust des landwirtschaftlich genutzten Landes und lediglich eine 
geringe Summe für die zerstörten Häuser.14 Viele von ihnen 
hausen bis heute in selbst errichteten Hütten in der Wüste.15

Die Abschottung des Sinai vom Rest des Landes durch den 
seit Oktober 2014 währenden Ausnahmezustand, welcher u.a. 
bis zu sechzehnstündige Ausgangssperren, Straßenblockaden 
und die teilweise Abschaltung von Mobilfunk und des Inter-
nets zur Folge hat, lässt kaum Informationen über die Lage vor 

Ort nach außen dringen.16 Zudem zwingt das ägyptische Mili-
tär Journalist_innen und Aktivist_innen durch Gewalt und Dro-
hungen und mittlerweile auch legal durch ein im August 2015 
erlassenes Antiterrorgesetz, die offizielle Linie der Regierung 
in der Berichtserstattung des Krieges gegen den Terror auf der 
Sinaihalbinsel wiederzugeben.17

Wie willkürlich die Einordnung von Gruppierungen als terro-
ristische Organisationen ist, zeigt der Fall der Fußballfanclubs. 
Reich an Erfahrungen mit gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen mit der Polizei bildeten sie „das Rückgrat“18 der Mas-
senproteste im Jahr 2011 und nahmen in der Organisation der 
Studierendenproteste der Post-Revolutionszeit eine zentrale 
Rolle ein. Bis heute stellen sie selbstorganisierte polizei- und 
regimekritische Strukturen, die immer wieder spontane Prote-
ste durchführen. Im Mai 2015 verbot ein Gericht wegen eines 
generalisierten Terrorismusvorwurfs kategorisch alle Fußball-
clubs. Unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung lässt 
die ägyptische National Security Agency seit Beginn des Jahres 
2015 täglich etwa drei bis vier Personen verschwinden, welche 
entführt, verhört und gefoltert werden.19 Das im August 2015 
verabschiedete Antiterrorgesetz ermöglicht es den Behörden, 
„schwerwiegende Gerichtsurteile zu erlassen, einschließlich 
der Todesstrafe, für Straftaten, die einer solch ausgedehnten 
Definition von Terrorismus untergeordnet werden, dass sie 
auch zivilen Ungehorsam umfassen können. […] Das neue 
Gesetz erweitert auch die Befugnisse von Staatsanwält_innen, 
Tatverdächtige ohne gerichtliche Überprüfung zu inhaftieren 
und die weitreichende und potenziell zeitlich unbegrenzte 
Überwachung von Terrorverdächtigen ohne richterlichen 
Beschluss anzuordnen“, so Human Rights Watch.20

Die Bundesregierung kollaboriert mit den in der Repression 
eingebundenen Geheimdiensten und Polizeiapparaten. Bereits 
im Jahr 2014 nahm die Bundesregierung wieder Verhandlun-
gen über ein Polizeiabkommen mit Kairo auf, um Ägypten als 
„Vorposten einer europäischen Sicherheitspolitik“21 auszu-
bauen. U.a. führte das Bundeskriminalamt (BKA) Schulungen 
zur polizeilichen Auswertung des Internets durch, welche nicht 
nur gegen den Terrorismus, sondern auch gegen regimekriti-
sche Stimmen und für das Herausfiltern falscher Profile von 
Homosexuellen, die ebenfalls staatlicher Gewalt ausgesetzt 
sind, in sozialen Netzwerken wie Facebook genutzt werden. 
Nach Aussage des Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko 
seien auch die ‚Informationserhebungsreise‘ des BKA und ein 
Treffen mit dem ägyptischen Militärgeheimdienst „ein fata-
les Signal an die Protagonist/innen der Revolten von 2011“.22 
Außerdem besteht eine Zusammenarbeit mit dem u.a. für die 
Terrorismusbekämpfung zuständigen Inlandsnachrichten-
dienst National Security Service (NSS) und dem Auslands-
nachrichtendienst General Intelligence Security (GIS). Eine 
GIS-Verbindungsbeamtin vertritt an der ägyptischen Botschaft 
in Berlin die Interessen beider Nachrichtendienste und ein Sti-
pendiat des NSS wurde 2015 an das Bundeskriminalamt ent-
sandt.

Bei Betrachtung der bisherigen Maßnahmen zur Terrorbe-
kämpfung unter Sisi wird deutlich, dass diese vielmehr zur 
Erstarkung und Entstehung von terroristischen Strukturen 
beitragen und gleichzeitig einen Deckmantel für die Zerschla-
gung organisierter Oppositionsgruppen bilden. Nach außen 
hingegen dient die so genannte Terrorismusbekämpfung zur 
Festigung seiner Legitimität als notwendiges geostrategisches 
Bollwerk gegen den islamistischen Terrorismus. Internationale 
Staatsbesuche, wie das Treffen des ägyptischen Präsidenten 
Sisi mit Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Stein-

Der ägyptische Präsident Abdel Fattah al Sisi.              
Quelle: Wikipedia
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Bellevue im Juni 2015 werteten Sisis politisches Ansehen auf 
und bestätigten ihn in seinem menschenrechtsverachtenden 
Kurs als Partner im Kampf gegen den „Terrorismus“.

…und im Krieg gegen Migrant_innen

Laut dem Direktor der europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex, Fabrice Leggeri, legen immer mehr Boote von Ägyp-
ten nach Europa ab. U.a. zwingen das EU-Türkei-Abkommen 
und die Militarisierung der so genannten „Balkan-Route“ die 
Migrant_innen dazu, die gefährliche, oft zehn Tage lange 
Überfahrt von der ägyptischen Küste aus zu wagen oder über 
Ägypten nach Libyen vorzudringen.23 EU-Parlamentspräsi-
dent Martin Schulz forderte, eine intensivere Kooperation von 
Seiten der ägyptischen Regierung als Bedingung an die bevor-
stehende Kreditvergabe des IMF in Höhe von 12 Milliarden 
Euro zu knüpfen. Ohne diesen Kredit würde Ägypten unter der 
Militärregierung wahrscheinlich in eine tiefe Krise stürzen, 
was (anders als etwa in Griechenland) jedoch aus westlicher 
Sicht verhindert werden muss und angesichts der herausragen-
den geostrategischen Bedeutung Ägyptens und der Koopera-
tionsbereitschaft seiner Regierung sicherlich auch verhindert 
werden wird.24

Als Transitland nimmt Ägypten seit jeher einen wichtigen 
Platz in der Europäischen Grenzvorverlagerungsstrategie ein, 
in der Drittstaaten Geflüchtete und Migrant_innen an der Über-
fahrt nach Europa hindern sollen. Bereits im Rahmen des im 
Jahr 2014 initiierten multilateralen Khartoum-Prozesses kam 
Ägypten die Aufgabe zu, gemeinsam mit weiteren nordafrika-
nischen Transitländern die illegalisierte Migration vom Horn 
von Afrika (Eritrea, Somalia, Äthiopien, Sudan, Südsudan und 
Kenya) zu blockieren und die so genannte Rückführung unlieb-
samer Migrant_innen durch neue Abkommen zu erleichtern.25 
Im Juni 2016 erklärte die EU durch den neuen „Migrations-
partnerschaftsrahmen“ die Zusammenarbeit mit Drittländern 
– einschließlich Ägyptens – in der Migrationsbekämpfung gar 
„zum Fokus der EU-Außenpolitik“.26 Abgesehen von seiner 
Funktion als mittlerweile zweitwichtigstes Transitland nach 
Libyen, zählt Ägypten u.a. auf Grund seiner desaströsen Wirt-
schaftslage seit 2016 auch zu den zehn wichtigsten Herkunfts-
ländern.

Die Bundespolizei beabsichtigt diesen Prozess der Grenz-
vorverlagerung durch Ausbildungs- und Ausstattungshilfe 
des ägyptischen Grenzschutzes zu intensivieren und somit 
„die polizeilichen Kompetenzen der ägyptischen (Grenz-) 
Polizeibehörden zu stärken sowie das Verständnis einer nach 
demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen und Men-
schenrechten verpflichteten Polizei zu vermitteln.“27 In der 
Umsetzung einer an sich rechtswidrigen und zutiefst unmora-
lischen Migrationspolitik der EU das Verständnis von demo-
kratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen einer Behörde zu 
stärken, deren Handeln bisher fast vollkommene Straflosigkeit 
erfährt, ist wohl unmöglich. Die ägyptischen Grenzpolizeibe-
hörden sind bekannt für ihre „shoot-to-stop“ Methode, durch 
die sie in den vergangenen Jahren mit Schüssen versuchten, 
Migrant_innen bereits beim Ablegen zu hindern oder die Boote 
wieder zurück an die ägyptische Küste zu treiben. Obwohl 
dieser Schusswaffengebrauch wiederholt tödlich endete, wurde 
niemand je für sie zur Verantwortung gezogen. Eine weitere 
rechtswidrige Maßnahme des ägyptischen Grenzschutzes ist 
die willkürliche Verhaftung und Abschiebung von Flüchtlin-
gen in Kriegsgebiete wie Syrien. Allein im Juni 2016 wurden 

mehr als 700 Personen an dem Küstenabschnitt zwischen dem 
Nildelta und Marsa Matrouh festgenommen.28 Unabhängig 
vom konkreten, menschenverachtenden Verhalten der Grenz-
schutzbehörden stellt die Zusammenarbeit Deutschlands mit 
diesen eine Legitimierung und Unterstützung eines zutiefst 
illegitimen, repressiven Regimes dar.

Seit Anfang April ist außerdem ein grenzpolizeilicher Ver-
bindungsbeamter für eine bessere Luftfahrt- und Flughafensi-
cherheit in der deutschen Botschaft in Kairo tätig.29 In diesem 
Rahmen erfolgen in Zukunft auch Ausbildungsmaßnahmen 
durch das BKA und die Bundespolizei bezüglich der Passagier-
kontrolle und der Nutzung von internationalen Datenbanken. 
Dies ist besonders brisant, da Ägypten einerseits zunehmend 
Einreiseverbote gegen kritische Forscher_innen, Journa-
list_innen etc. erteilt und andererseits Dissident_innen an der 
Ausreise hindert. So wurde z.B. der deutsche Staatsangehörige 
Atef Botros, ein zum Arabischen Frühling forschender Litera-
turwissenschaftler, an der Einreise gehindert.30 Human Rights 
Watch dokumentierte im November 2015 bereits 32 Fälle, in 
denen Sicherheitskräfte u.a. Aktivist_innen und Mitarbeiter_
innen von Nichtregierungsorganisationen unrechtmäßig die 
Ausreise untersagten. Ägypten verwandele jetzt seine Grenzen 
in Gefängnismauern für Dissidenten – so beschreibt der HRW 
Direktor für den Nahen Osten und Nordafrika, Nadim Houry, 
die aktuelle Situation.31 Die Bundesregierung ist an dieser Ent-
wicklung durch die bestehende Zusammenarbeit und die in 
Aussicht gestellte Ausweitung der Kooperation beteiligt und 
bestärkt und unterstützt die Regierung darin, Oppositionellen 
die Ausreise zu verweigern, um ihrer jederzeit habhaft werden 
zu können.

Abgesehen von der Mitarbeit an der unrechtmäßigen Ein-
schränkung der Ein- und Ausreise unliebsamer Personen, hat 
sich die Bundesregierung auch an der Verhaftung des kriti-
schen Al-Jazeera Journalisten Ahmed Mansour beteiligt. Bei 
seinem Abflug nach Katar wurde er am Berliner Flughafen 
Tegel unter Berufung auf einen internationalen über Interpol 
verbreiteten Haftbefehl festgenommen. Bis heute ist nicht 
geklärt, weshalb der Haftbefehl trotz Verstoß-Meldungen von 
Interpol die notwendige Zustimmung des Bundesamts für 
Justiz und des Auswärtigen Amts erhielt, um in das elektro-
nische Informationssystem der Polizei zu gelangen. Von offi-
zieller Stelle hieß es Spiegel Online gegenüber, es sei „dumm 
gelaufen“. Mansour wurde nach einer fast 48-Stunden langen 
Festnahme in der Justizvollzugsanstalt Moabit und drohender 
Auslieferung nach Ägypten freigelassen.32 Hier hat sich die 
Bundesregierung auch auf deutschem Boden zum Komplizen 
einer die Pressefreiheit und die Menschenrechte offen verach-
tenden Regierung gemacht.

Profit am Nil

Ägypten ist nach den Vereinigten Arabischen Emiraten und 
Saudi Arabien der drittwichtigste arabische Absatzmarkt deut-
scher Unternehmen, die allein im Jahr 2015 Waren im Wert 
von rund 3,5 Milliarden Euro nach Ägypten lieferten. Erst im 
April 2016 trafen sich Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
und 140 deutsche Wirtschaftsvertreter_innen mit ägyptischen 
Unternehmer_innen und dem Präsidenten Sisi, um im Rahmen 
der 3. Sitzung der Deutsch-Ägyptischen Gemischten Wirt-
schaftskommission weitere Handelsabkommen unter Dach 
und Fach zu bringen.33 Zwar sprach Gabriel generell Men-
schenrechtsverletzungen an, doch anstatt die katastrophale 
Rechtslage etwa der Gewerkschaften zu kritisieren, nannte er 
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Sisi „einen beeindruckenden Präsidenten.“34 Deutsche Unter-
nehmen konnten das 2004 mit der EU unterzeichnete Asso-
ziierungsabkommen nutzen, um ihre Aktivitäten in Ägypten 
zu intensivieren. Dem Großunternehmen Siemens brachte die 
Militärdiktatur den größten Einzelauftrag seiner 170-jährigen 
Konzerngeschichte ein. Unterzeichnet wurde der Auftrag wäh-
rend Sisis Staatsbesuch in Berlin im Juni 2015. Ganze acht 
Milliarden Euro erhält das Unternehmen, um zwölf Windparks 
und drei Erdgaswerke zu bauen, inklusive einer eigenen klei-
nen Fabrik in Ägypten, welche kostengünstig die Windradro-
toren herstellen soll. Allein dadurch dürfte sich die Beteiligung 
des Siemens-Konzerns an der Desertec Industrial Initiative 
(Dii), die auf verbesserte politisch-industrielle Beziehungen 
zwischen europäischen Investoren, wie der Deutschen Bank, 
Unternehmen der erneuerbaren Energie und politischen Akteu-
ren des arabischen Raumes im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien abzielte, gelohnt haben.

Gemeinsam mit der KfW IPEX und der in London ansässigen 
multinationalen HSBC hat die Deutsche Bank die staatliche 
Exportkreditversicherung der Bundesrepublik Deutschland im 
Wert von 3,5 Milliarden Euro für die geplanten Energiewerke 
in Beni Suef, Burullus und in der neuen geplanten Hauptstadt, 
New Capital, arrangiert.35  

Weitere Milliardenschwere Prestigeprojekte werden geplant, 
obwohl die Schulden Ägyptens immer weiter anschwellen. 
Eines dieser Projekte hat Sisi bereits durchgeführt: die Auswei-
tung des Suezkanals. Auch hier waren deutsche Unternehmen 
tatkräftig beteiligt. Eines von ihnen ist die im baden-württem-
bergischen Schwanau ansässige Herrenknecht AG, welche 
für 160 Millionen Euro an dem Tunnelausbau mitwirkte und 
Spezialwerkzeuge und -maschinen lieferte.36 Im Januar 2016 
sprach der ägyptische Wohnungsbauminister mit einer deut-
schen Delegation über eine mögliche Teilnahme am Bau des 
mehr als 45 Milliarden Dollar schweren New Capital City Pro-
jekts. Die neue Hauptstadt soll in etwa sieben Jahren auf einer 
Fläche der Größe Singapurs mehr als fünf Millionen Menschen 
und den Regierungseinrichtungen ein neues Zuhause bieten.37 

Bei diesen kostspieligen Großprojekten geht es Sisi einerseits 
um internationales Ansehen und um Anerkennung auf der poli-
tischen Weltbühne. Zugleich kommen durch diese Bauprojekte 
profitreiche Aufträge militäreigenen Bauunternehmen zu und 
sichern Sisi Rückhalt in den eigenen Reihen.

Die nächsten Verträge für deutsche Unternehmen stehen 
bereits in Aussicht. Im Februar 2017 findet in Kairo eine vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geförderte und 
in Zusammenarbeit von MENA-Projektpartner e.V. und der 
Deutsch-Arabischen-Industrie- und Handelskammer (AHK 
Ägypten) geplante Geschäftsanbahnung für deutsche Unter-
nehmen und Dienstleister im Bereich der Zivilen Sicherheits-
technologien und -dienstleistungen statt. Dadurch „erhalten 
deutsche Unternehmen einen umfassenden Einblick in die 
konkreten Geschäftsmöglichkeiten im Bereich der Zivilen 
Sicherheitstechnologien und -dienstleistungen in Ägypten 
(Schwerpunkt Sicherung der touristisch wichtigen Flughäfen) 
und treffen vor Ort mögliche künftige Geschäftspartner“.38

Kritische Stimmen in Ägypten...

Allein innerhalb der ersten drei Monate 2016 fanden laut 
dem Independent Observatory Democracy Index mehr als 733 
Demonstrationen in Ägypten statt.43 Die Anlässe dazu sind 
vielfältig. Viele fordern die Freilassung politischer Gefange-
ner. Eine genaue Zahl der politischen Gefangenen gibt es nicht, 
doch 2014 dokumentierten Menschenrechtsaktivist_innen 
namentlich die Inhaftierung von rund 41.000 Menschen.44 Seit 
2014 standen mehr als 7420 Zivilist_innen vor ägyptischen 
Militärgerichten45 – viele von ihnen wurden im Rahmen der 
berüchtigten Massenverurteilungen des ägyptischen Justiz-
wesens schuldig gesprochen. In diesen Massenverurteilun-
gen fällen die Richter_innen oftmals nach nur zweiminütiger 
Anhörung ihr Urteil und beziehen sich auch auf unter Folter 
erzwungene Aussagen.46 Die politische Justiz und die Straflo-
sigkeit im Justizwesen und in den Sicherheitskräften Ägyptens 
verschlimmern die Situation zusehends. Allein im Jahr 2015 

 Die German University Cairo (GUC) stellt momentan die 
größte deutsche Auslandsuniversität dar. Im Jahr 2001 wurde 
sie mit Unterstützung der Universitäten Ulm und Stuttgart 
gegründet und nahm ab dem Jahr 2003 ihren Betrieb auf. 
Unterstützt wird die GUC von deutscher Seite aus durch den 
Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD), die 
Deutsche Botschaft in Kairo, die Arabisch-Deutsche Indu-
strie- und Handelskammer (AHK), das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung sowie durch die Universitäten 
Tübingen und Mannheim. Persönliche Schirmherren sind der 
ehemalige Vorstandsvorsitzende der Siemens AG, Heinrich 
von Pierer und der frühere Ministerpräsident von Baden-
Württemberg, Erwin Teufel. Doch die Universität steht im 
Gegensatz zu ihrem Image nicht unbedingt für Demokratie. 
U.a. rief die Universitätsleitung im März 2011 das Militär 
gegen Stundent_innen auf das Universitätsgelände, die für 
die Errichtung einer unabhängigen Studierendenvertretung 
demonstrierten.39 Auch im Jahr 2015 richtete sich die Uni-
versitätsleitung nach einem tödlichen Unfall auf dem Uni-
versitätsgelände gegen die protestierende Studierendenschaft 
und entmutigte sie – u.a. durch das Suspendieren und Exma-
trikulieren engagierter Studierender – sich gegen die Uni-

versitätsleitung aufzulehnen.40 Im September 2016 zerstörte 
die Administration auf dem Universitätsgelände ausgestellte 
„unethische“ Abschlussarbeiten, in denen nackte Körper 
abgebildet waren, und kündigte den Lehrauftrag des für diese 
Arbeiten zuständigen renommierten Architekten Tarek Naga. 
Unter dem Hashtag #GUC_Censorship wehren sich Studie-
rende in sozialen Netzwerken gegen den Verlust einer der 
wenigen freisinnigen Professoren ihrer Hochschule.41 Abge-
sehen von der GUC befindet sich auch ein Ableger der Tech-
nischen Universität Berlin in Ägypten. Standort ist der von 
dem Wirtschaftsmogul Samih Sawiris in den 90‘er Jahren 
erbaute Ferienort El Gouna am Roten Meer. Im Gegensatz zur 
GUC steht die TU Berlin in El Gouna nicht unter der Schirm-
herrschaft des ägyptischen Ministeriums für Erziehung und 
Bildung, sondern funktioniert als öffentlich-privates Projekt 
durch die Finanzierung der Sawiris Foundation for Social 
Development und Orascom Development.42 Das Schweigen 
der beteiligten Universitäten in Deutschland und ihrer Studie-
rendenschaften normalisiert die schrittweise Einschränkung 
der Forschungsfreiheit und das Vorgehen gegen unabhängige 
Studierendenorganisationen an der GUC.

Deutsche Prestigeprojekte im Bildungssektor
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en wurden mehr als 600 Fälle staatlicher Folter dokumentiert und 

mehr als 500 Fälle, in denen Menschen durch Sicherheitskräfte 
umgebracht wurden - die meisten davon ereigneten sich in Haft. 
Belangt wurden die Verantwortlichen dafür in der Regel nicht. 
Die Politik von Sisi ist es, politischen Dissens durch Staatster-
ror zu unterbinden und dafür lässt er den Sicherheitskräften 
freie Hand. Immer wieder fanden Demonstrationen gegen die 
ausufernde Polizeigewalt statt. So löste am 19. April 2016 ein 
Polizist eine Demonstration aus, indem er einen Verkäufer im 
Streit um den Preis eines Glases Tees erschoss und zwei Bei-
stehende verletzte.47 Gegenstand kürzlich erfolgter Demonstra-
tionen ist auch immer wieder die korrupte Politik des Landes, 
wie die Proteste am 25. April 2016 gegen die Überlassung der 
unbewohnten Inseln Tiran und Sanafir an Saudi Arabien. Mitt-
lerweile wurden 51 Teilnehmende wegen unerlaubten Protests, 
Hetze gegen Staatsinstitutionen und Störens des öffentlichen 
Friedens zu zwei Jahren Gefängnis einschließlich Zwangsar-
beit verurteilt.48 In breiten Teilen der Gesellschaft verliert der 
zunächst von vielen als starker Mann gefeierte Sisi, welcher 
wieder Ruhe und Ordnung in die Wirren der Post-Revolutions-
zeit bringen sollte, momentan an Zustimmung. Dies zeichnet 
sich auch im Sicherheitsapparat ab.

Sisi fürchtet einen Kontrollverlust über unzufriedene Sicher-
heitskräfte, was u.a. im Februar 2016 durch die Festnahme ein-
facher Polizisten sichtbar wurde, die sich auf dem Weg zu einer 
Fernsehsendung befanden, in welcher sie die sich zu dem Zeit-
punkt in ihrer Gründungsphase befindliche Bewegung für die 
Rechte der Polizisten vorstellen sollten.49 Die steigende Unzu-
friedenheit unter den staatlichen Sicherheitskräften,50 gepaart 
mit einer starken wirtschaftlichen Krise, die die Lebensbe-
dingungen der Menschen erschwert und die Gewerkschaften 
stärkt, stellen eine Risiko für das staatliche Gleichgewicht dar.

Doch nicht nur Polizisten organisieren sich gegen die 
Arbeitsbedingungen unter Sisi. Im Dezember 2015 fand eines 
der größten Gewerkschaftstreffen der letzten Jahre statt, bei 
dem beschlossen wurde, ein neues umfassenderes Komitee zu 
schaffen und eine landesweite Kampagne für die Freiheit von 
Gewerkschaften und bessere Arbeitsbedingungen auf die Beine 
zu stellen, welche in einer geeinten Demonstration münden 
sollte. Zur Versammlung trafen mehr als fünfzig Gewerk-
schaften ein - „vom Transportwesen zum Schulwesen, vom 
Landwirtschaftssektor zum weitflächigen informellen Dienst-
leistungssektor, vom Sinai bis zum [südlichen] Oberägypten, 
vom Nildelta, Alexandrien und Kairo“.51

Wie aus dem regierungskritischen Artikel des bei dem Tref-
fen anwesenden italienischen Cambridge-Doktoranden Giulio 
Regeni hervorgeht, liegt das größte und letzte verbleibende 
Potential für einen starken Widerstand gegen das Regime in den 
unabhängigen Gewerkschaftsbewegungen, aus denen auch die 
großen Proteste des Jahres 2011 hervorgingen. Kurz nach der 
Veröffentlichung des Artikels auf dem italienischen Nachrich-
tenportal Near East News Agency und am fünften Jahrestag der 
Revolution wurde Regeni laut drei Geheimdienstbeamter und 
drei Polizisten, die sich an Reuters wandten, von Sicherheits-
beamten zu Tode gefoltert. Von offizieller Regierungsseite hieß 
es, Regeni sei von einer Gruppe Krimineller ermordet worden, 
welche wiederum durch die Polizei erschossen wurden.52 Die 
unabhängigen Gewerkschaften stellen laut Regeni „einerseits 
das Herz der neoliberalen Transformation des Landes in Frage, 
welche eine starke Beschleunigung im Jahr 2004 erlebte und 
nicht durch die weitflächigen Revolten, die im Januar 2011 
mit dem Slogan ‚Brot, Freiheit, soziale Gerechtigkeit‘ aus-
brachen, ausgebremst werden konnte. Ein weiterer wichtiger 

Punkt ist die simple Tatsache, dass es die vorhandenen spon-
tanen und aus der Basis der Bevölkerung entstehenden Initia-
tiven in einem autoritären und repressiven Kontext, wie dem 
des Ägyptens unter Ex-General al-Sisi, schaffen, die [staatlich 
errichtete] Mauer der Angst zu durchbrechen und somit an 
sich einen wichtigen Antrieb für einen [gesellschaftlichen und 
politischen] Wandel darstellen. Den Ausnahmezustand und die 
[von staatlicher Seite formulierten] Aufrufe zur Wahrung der 
Stabilität und des sozialen Frieden herauszufordern, die mit 
dem ‚Krieg gegen den Terrorismus‘ gerechtfertigt werden, 
bedeutet heute, wenn auch nur in einer indirekten Weise, die 
Rhetorik, mit der das Regime seine eigene Existenz und die 
Repression gegen die Zivilgesellschaft rechtfertigt, in Frage zu 
stellen.“53

Dies erklärt, weshalb Sisi im März 2016 alle unabhängigen 
Gewerkschaften, die sich nicht in die regierungsnahe Dachor-
ganisation Egyptian Trade Union Federation (ETUF) einglie-
dern wollten, verbat. Die ETUF war seit ihrer Gründung 1957 
die einzig staatlich anerkannte Gewerkschaftsbewegung.54 
Nach dem Sturz Mubaraks 2011, gründeten sich rund 3000 
solcher unabhängigen Gewerkschaften, welche sich zum Teil 
unter der Dachorganisation Egyptian Federation of Indepen-
dant Trade Unions zusammenschlossen.55

… bitten um internationale Solidarität!

Immer wieder fordern verschiedene ägyptische Gewerkschaf-
ten internationale Solidarität und Unterstützung, die auch auf 
der seit 2014 von dem MENA Solidarity Network betriebenen 
Seite der internationalen Egypt Solidarity Initiative dokumen-

„Wo ist die Würde?“ Regimekritik mit Hinweis auf den Revo-
lutionsjahrestag am 25. Januar. Quelle: Aschevolgel/Flickr
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tiert werden.56 Mitte August 2016 veröffentlichten ägyptische 
Gewerkschaftler_innen aus unterschiedlichen Sektoren einen 
Aufruf zur internationalen Solidarität für eine Kampagne, die 
sich um die Freilassung von 26 inhaftierten Werftarbeitern der 
Alexandria Shipyard Company bemüht. Die Arbeiter wurden 
im Rahmen eines Streiks für bessere Arbeitsbedingungen am 
24. Mai 2016 festgenommen und warten seither auf das Urteil 
eines Militärgerichts. Das 1960 gegründete, staatliche Alex-
andria Shipyard Unternehmen wurde im Jahr 2007 von der 
dem Verteidigungsministerium unterstehenden Marine Indu-
stries and Services Organization übernommen57. Seither sind 
die Arbeiter_innen laut dem Aufruf der Gewerkschaften dem 
Militärrecht unterstellt, obwohl sie als zivile Arbeiter_innen 
zu betrachten seien. Die Unterzeichner_innen des Aufrufs 
appellieren, in Protestbriefen bzw. -mails an den Präsidenten 
Abdel Fattah al Sisi und an den ägyptischen Arbeitsminister 
die unverzügliche Freilassung der Arbeiter_innen des Unter-
nehmens Alexandria Shipyard zu fordern.

Zuvor erfolgten weitere Aufforderungen zur internationa-
len Solidarität durch die Gewerkschaft der Journalist_innen, 
welche u.a. in Australien, Großbritannien, Irland und Tunesien 
Anklang fanden. In der Nacht zum ersten Mai 2016 stürmte die 
Polizei das Gewerkschaftshaus der Journalist_innen in Kairo 
und inhaftierte die zwei Journalisten Amr Badr und Mahmoud 
al Sakka. Bisher galt dieser Ort als Tabuzone für die Polizei – 
ein begrenzter Ort, an dem Protest zu Zeiten Mubaraks gedul-
det wurde. Doch selbst am 4. Mai 2016, am internationalen 
Tag für Pressefreiheit, schritt das Militär erneut gegen die 
Journalist_innen ein. In Reaktion auf diese staatliche Repres-
sion trafen sich verschiedene Journalist_innen, um einen Plan 
gegen den immer weiter ausufernden Prozess der Repression 
aufzustellen. Ein Ergebnis dieses historischen Treffens, an dem 
etwa 3000 Mitglieder trotz Drohungen von Seiten der Polizei 
teilnahmen, war die gemeinsame Herausgabe einer Titelseite, 

die für Pressefreiheit eintrat, eine Entschuldigung des Präsi-
denten verlangte, den ägyptischen Innenminister kritisierte und 
seinen Rücktritt forderte. Zahlreiche große Zeitungen58 betei-
ligten sich an dieser Aktion. Zur internationalen Solidarität rief 
u.a. die International Journalist Federation auf, die die Repres-
sion gegen die Journalist_innen in Ägypten an dritter Stelle 
weltweit einschätzt.

In der britischen Gewerkschaft University and College Union 
organisierte Akademiker_innen stimmten im Rahmen ihres 
jährlichen Kongresses Anfang Juni 2016 für eine Teilnahme 
der von Amnesty International initiierten Kampagne #Truth-
forGiulio zur Aufklärung des Mordes an Giulio Regeni, der an 
der Cambridge University promoviert hatte.59 Abgesehen von 
den zahlreichen dokumentierten Menschenrechtsverletzungen 
an ägyptischen Staatsbürger_innen, hatte selbst die straflose 
tödliche Gewalt ägyptischer Sicherheitsbeamter an dem fran-
zösischen Staatsangehörigen Eric Lang und dem italienischen 
Gulio Regeni keine schwerwiegenden politischen oder wirt-
schaftlichen Konsequenzen für Ägyptens Regierung. Zwar zog 
Italien im April 2016 den Botschafter aus Kairo ab und der 
italienische Senat annullierte am 29. Juni 2016 die Erlaubnis 
der Lieferung von ausstehenden F-16 Bauteilen an Ägypten 
auf Grund der mangelnden Kooperation ägyptischer Behör-
den in der Aufklärung des Mordfalles,60 doch andere Waffen-
exporte fanden auch nach der Ermordung statt.61 Obwohl sich 
erst im Jahr 2013 ein ähnlicher Fall mit einem französischen 
Staatsbürger ereignete, kamen auch aus Paris keine kritischen 
Töne. Im September 2013 wurde der Französischlehrer Eric 
Lang während einer Ausgangssperre festgenommen und in die 
Qasr Al-Nil Polizeistation gebracht, wo er kurze Zeit später 
starb. Die Autopsie ergab, dass er mehr als sechs Stunden lang 
mit einer Stange und elektrischen Kabeln geschlagen wurde – 
ein Befund, der auf Polizeigewalt hindeutet und nicht, wie die 
offizielle Erklärung lautet, auf den Mord von weiteren Zellin-

Protest in London gegen den Staatsbesuch Sisis Anfang November 2015. Foto: Alisdare Hickson/Flickr
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sassen des Mordschlags beschuldigt und verurteilt.62

Unterschiedliche Gruppen in England richten sich gegen 
die Wirtschaftskooperation, gegen die diplomatischen Vertre-
tungsstellen in Großbritannien und schaffen Solidaritätsnetz-
werke zwischen den Gewerkschaften in u.a. Ägypten, Irland 
und Großbritannien.

In Deutschland protestierte die in Deutschland aufgewach-
sene ägyptische Studentin und Journalistin Fagr Eladly bei der 
Pressekonferenz mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem 
Präsidenten Abdel Fattah al-Sisi Anfang Juni 2015 in Berlin 
gegen Sisi, in dem sie Sisi durch Zwischenrufe als Mörder 
bezeichnete.63 Es bestehen zahlreiche mögliche Anknüp-
fungspunkte, um der Militärdiktatur in Ägypten zumindest 
die wirtschaftliche und politische Unterstützung aus Deutsch-
land zu entziehen und um den kritischen Stimmen mehr Gehör 
zu verschaffen. Auch Gruppen in Deutschland können ihre 
Solidarität ausdrücken, egal ob es sich hierbei um Fußball-
Sympathisant_innen handelt, um Studierende, die sich gegen 
die Militarisierung ihres Campus und die Beschneidung von 
Forschungsfreiheit wehren, oder um die inhaftierten Dichter_
innen, Angehörigen der LGBT-Community, Journalist_innen 
oder Menschenrechtsaktivist_innen.
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